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Niederschrift 
 

Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung 
(öffentlich) 

der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Marburg 
 
 

 Sitzungstermin: Mittwoch, 13.06.2018 

 Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr 

 Sitzungsende: 17:50 Uhr 

 Ort, Raum: 
Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 
Marburg 

 
 

 Anwesende Mitglieder  

 Vorsitz  

 Herr Roland Böhm - Marburger Linke  

 reguläre Mitglieder  

 Frau Bettina Böttcher - SPD  

 Frau Myriam Hövel - SPD 
Vertretung für: Frau Erika Lotz-Halilo-
vic 

 Frau Alexandra Klusmann - SPD  

 Herr Ulrich Severin - SPD  

 Herr Stephan Muth - CDU  

 Frau Runhild Piper - CDU  

 Frau Karin Schaffner - CDU Vertretung für: Herrn Winfried Kissel 

 Herr Christian Schmidt - B90/Die Grünen 
ab 17.10 Uhr; Vertretung für: Frau Dr. 
Christa Perabo  

 Frau Madelaine Stahl - B90/Die Grünen ab 17.10 Uhr 

 Frau Elisabeth Kula - Marburger Linke  

 Herr Dr. Hermann Uchtmann - FDP/MBL  

 Frau Gabriele Mensing - BfM  

 beratende Mitglieder  

 Herr Dr. Michael Weber - Piratenpartei  

 

 Entschuldigte Mitglieder  

 reguläre Mitglieder  

 Frau Erika Lotz-Halilovic - SPD - entschuldigt - 

 Herr Winfried Kissel - CDU - entschuldigt - 

 Frau Dr. Christa Perabo - B90/Die Grünen - entschuldigt - 
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Magistrat 

Oberbürgermeister Herr Dr. Thomas Spies, Stadträtin Frau Dinnebier 

Verwaltung 

Frau Meier, Frau Mösbauer, Herr Höhn, Herr Schmidt (Protokoll) 

Behindertenbeirat 

Frau Mayer  

Seniorenbeirat 

Frau Becker  

Gäste 

Herr Modry (BfM)  

 
Protokoll: 
 

zu 1 Eröffnung der Sitzung 

 

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße 
Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. 
 
Gegen die Tagesordnung werden keine Einwände erhoben, so dass wie vorgeschlagen bera-
ten wird. 
 

zu 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 16.05.2018 

 

Das Protokoll der vorhergehenden Sitzung wird in der vorliegenden Form genehmigt.  
 

zu 3 Anträge der Fraktionen 

 

zu 3.1 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN betr.: Hessisches Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesteilhabegesetz 
Vorlage: VO/6219/2018 

 

Herr Schmidt erläutert für die Antrag stellende Fraktion. Im Anschluss an Beratung und Dis-
kussion der Vorlage erklärt Herr Schmidt die Vertagung auf die nächste Sitzung.  
 

 

zu 3.2 Antrag der Fraktionen von SPD, BfM und CDU betr.: Fehlbelegungsabgabe 
Vorlage: VO/6244/2018 

 

Herr Severin erläutert zum Antrag und die Mitglieder dieses Ausschusses nehmen die Vorlage 
zur Kenntnis.   
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Der Vorsitzende lässt über den Berichtsantrag abstimmen:  
 
Der Berichtsantrag wird bei Abwesenheit der Vertreterin und des Vertreters der Fraktion 
B 90/Die Grünen zum Zeitpunkt der Abstimmung ansonsten  e i n s t i m m i g  zur An-
nahme empfohlen.  
 

zu 3.2.1 Bericht des Magistrats zum Antrag Fraktionen SPD, CDU und BfM betr. Fehl-
belegungsabgabe 

 

Herr Oberbürgermeister Dr. Spies spricht für den Magistrat und erklärt die Vertagung des Be-
richts auf die nächste Sitzung.  
 

zu 3.3 Antrag der Fraktionen von SPD, BfM und CDU betr.: Große Wohnungsmarkt-
Offensive 
Vorlage: VO/6262/2018 

 

Herr Severin erläutert für die den Ausgangs-Antrag stellende Fraktion. Es liegen zwei Ände-
rungsanträge vor, die den Mietgliedern zu Beginn der Sitzung als Tischvorlage zur Verfügung 
gestellt worden sind.   
 
Ä 1 ) Herr Böhm beantragt für die Fraktion Marburger Linke die Änderung des Ausgangsan-
trags: (Änderungen fett gedruckt)  

 
Beschlussvorschlag:  

 
Vor dem Hintergrund der hohen Mietpreise und des anhaltenden Drucks auf den (insbeson-
dere innerstädtischen) Wohnungsmarkt wird der Magistrat der Stadt Marburg gebeten, die be-
reits begonnenen Anstrengungen fortzusetzen und daraus eine Wohnungsmarkt-Offensive zu 
machen. 
  
Die Offensive soll in erster Linie über die Schaffung von öffentlich geförderten Wohnun-
gen (Sozialwohnungen) durch öffentliche Wohnungsbaugesellschaften und Wohnungs-
baugenossenschaften erfolgen. Dazu ist die Sicherstellung der Sozialquote zu gewähr-
leisten und auf mindestens 30 Prozent zu erhöhen.  
 
Auf dieser Grundlage soll eine gezielte Entwicklung von Baulandpotential und inner-
städtischer Nachverdichtung so verzahnt werden, dass zeitnah die folgenden Ziele er-
reicht werden. 
  
- Die Nachfrage soll möglichst zielführend befriedigt werden. Deshalb ist auch der Mix ver-
schiedener Wohnformen wünschenswert und die weitere Erprobung moderner Wohn-Modelle 
zu unterstützen.  

- Eine ausgewogene soziale Struktur in den jeweiligen Gebieten soll entstehen bzw. gewahrt 
bleiben. Dazu dient das Instrument der Sozialquote, deren Umsetzung durch entsprechende 
Gestaltung von städtebaulichen Verträgen gesichert werden soll. Segregation und Bildung von 
Brennpunkten soll dabei vorgebeugt werden.  

- Bereits in den Blick genommene Bereiche werden in ihren Potentialen besser ausgeschöpft 
und zur Umsetzung gebracht. (siehe VO 5063/2016, 5062/2016). Die vergleichende Untersu-
chung VO 5574/2017 wird zeitnah vorgelegt und zur Entscheidung gebracht.  

- Bereits vorhandene Fördermöglichkeiten von Bund, Land und ggf. EU sind auszuschöpfen. 
Die für Marburg zuständigen Entscheidungsträger sollen dort die Schaffung weiterer Förder-
mittel für den Wohnungsmarkt unterstützen und einfordern.  
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- Die infrastrukturellen Voraussetzungen vor Ort werden von Planungsbeginn an in die Überle-
gungen einbezogen, um unnötige Wege zu Geschäften, Ärzten, Schulen, Kinderbetreuungs-
einrichtungen, etc. möglichst zu vermeiden.  

- Stadtteile sollen neue Vitalität erfahren.  

- Die verkehrliche Erreichbarkeit soll von vorneherein mitbedacht werden, insbesondere 
das Busliniennetz der Stadtwerke und die Verbesserung der Rad- und Fußverkehrsan-
bindung bzw. - erschließung.  

- Die klimatischen Randbedingungen (Erhalt von Kaltluftschneisen zur Belüftung der Innen-
stadtlagen) finden Berücksichtigung.  

- Ökologisch wertvolle Biotope werden nicht im Bestand gefährdet.  
 
Der Magistrat möge die Stadtverordnetenversammlung sowie betroffene Ortsbeiräte und 
Stadtteilgemeinden regelmäßig über den Stand der Entwicklung informieren und auch innova-
tive Instrumente der Bürgerbeteiligung in dieser Frage einbeziehen und nutzen.  
 
 
Ä 2 ) Herr Schmidt beantragt für die Fraktion B 90/Die Grünen die folgende Änderung des 
Ausgangsantrags: (Änderungen fett gedruckt)  

 
Beschlussvorschlag:  
  
Vor dem Hintergrund der hohen Mietpreise und des anhaltenden Drucks auf den (insbeson-
dere innerstädtischen) Wohnungsmarkt wird der Magistrat der Stadt Marburg gebeten, die be-
reits begonnenen Anstrengungen fortzusetzen und daraus eine Wohnungsmarkt-Offensive zu 
machen. Diese soll sich insbesondere an der Wohnungsinitiative bei der Nassauischen 
Heimstätte orientieren. Mit Blick auf die Marburger GeWoBau beinhaltet dies die Erhö-
hung der Eigenkapitalquote, eine Erhaltung der Deckelung ihrer Mieten sowie eine Ver-
längerung der Laufzeit der Mietpreisbindung um weitere zehn Jahre. Bei notwendigen 
Modernisierungen und energetischen Sanierungen sollen maximal sechs Prozent der 
Kosten über eine Mieterhöhung umgelegt werden dürfen.  
 
Dazu sollen neben allen Akteuren, die bereits am „Runden Tisch preiswerter Wohnraum" so-
wie dem „Runden Tisch Barrierefreies Bauen" teilnehmen, auch alle im hiesigen Neubausektor 
aktiven größeren Investoren zusammenkommen. Ziel soll dabei sein, den Stand der jeweiligen 
Projekte miteinander zu kommunizieren und bisher noch ungenutzte Potentiale zu lokalisieren. 
  
In einem zweiten Schritt soll aus diesen Ergebnissen eine gezielte Entwicklung von Bauland-
potential und innerstädtischer Nachverdichtung so verzahnt werden, dass zeitnah die folgen-
den Ziele erreicht werden: 
  
-Die Nachfrage soll möglichst zielführend befriedigt werden. Deshalb ist auch der Mix ver-
schiedener Wohnformen wünschenswert und die weitere Erprobung moderner Wohn-Modelle 
zu unterstützen. 

- Eine ausgewogene soziale Struktur in den jeweiligen Gebieten soll entstehen bzw. gewahrt 
bleiben. Dazu dient das Instrument der Sozialquote, deren Umsetzung durch entsprechende 
Gestaltung von städtebaulichen Verträgen gesichert werden soll. Segregation und Bildung von 
Brennpunkten soll dabei vorgebeugt werden.  

-Bereits in den Blick genommene Bereiche werden in ihren Potentialen besser ausgeschöpft 
und zur Umsetzung gebracht. (siehe VO 5063/2016, 5062/2016). Die vergleichende Untersu-
chung VO 5574/2017 wird zeitnah vorgelegt und zur Entscheidung gebracht.  

-Bereits vorhandene Fördermöglichkeiten von Bund, Land und ggf. EU sind auszuschöpfen. 
Die für Marburg zuständigen Entscheidungsträger sollen dort die Schaffung weiterer Förder-
mittel für den Wohnungsmarkt unterstützen und einfordern.  

-Die infrastrukturellen Voraussetzungen vor Ort werden von Planungsbeginn an in die Überle-
gungen einbezogen, um unnötige Wege zu Geschäften, Ärzten, Schulen, Kinderbetreuungs-
einrichtungen, etc. möglichst zu vermeiden.  

-Stadtteile sollen neue Vitalität erfahren.  
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-Die verkehrliche Erreichbarkeit für alle Verkehrsarten werden von vornherein mitbedacht - 
also sowohl das Busliniennetz der Stadtwerke, die Leistungsfähigkeit der (Zubringer-)Straßen, 
als auch die Topografie hinsichtlich Rad- und Fußgängerverkehr.  

-Die klimatischen Randbedingungen (Erhalt von Kaltluftschneisen zur Belüftung der Innen-
stadtlagen) finden Berücksichtigung.  

-Ökologisch wertvolle Biotope werden nicht im Bestand gefährdet.                                              
 
Ob und in welcher Form Investitionsanreize für Wohnungsmarkt-Akteure nötig werden, um die 
Schaffung von entsprechend geeignetem Wohnraum zu schaffen, soll sich aus dem Prozess 
ergeben.  
 
Der Magistrat möge die Stadtverordnetenversammlung sowie betroffene Ortsbeiräte und 
Stadtteilgemeinden regelmäßig über den Stand der Entwicklung informieren und auch innova-
tive Instrumente der Bürgerbeteiligung in dieser Frage einbeziehen und nutzen.  
 
Nach ausführlicher Beratung und Diskussion der Fassungen lässt der Vorsitzende abstimmen:   
 

 
Der Änderungsantrag der Fraktion Marburger Linke wird mehrheitlich mit den Stimmen 
von SPD, CDU, BfM und FDP/MBL gegen die Stimmen von Marburger Linke und  
B 90/Die Grünen abgelehnt.  
 
Frau Kula meldet  A U S S P R A C H E  an.   
 
Der Änderungsantrag der Fraktion B 90/Die Grünen wird mehrheitlich mit den Stimmen 
von SPD, CDU, BfM und FDP/MBL gegen die Stimmen von B 90/Die Grünen bei Enthal-
tung von Marburger Linke abgelehnt.  
 
Die Ausgangsvorlage in ihrer ursprünglichen Fassung der Antrag stellenden Fraktionen 
wird mehrheitlich mit den Stimmen von SPD, CDU, BfM und B 90/Die Grünen gegen die 
Stimme von FDP/MBL bei Enthaltung der Fraktion Marburger Linke zur Annahme emp-
fohlen.  
 

zu 4 Kenntnisnahmen 

-- 

zu 5 Anwendung des sog. "Schlüssigen Konzept" des Landkreises Marburg-Bie-
denkopf im Bereich der Universitätsstadt Marburg 
Vorlage: VO/6266/2018 

 

Die Mitglieder des Ausschusses nehmen die Anwendung des sog. "Schlüssigen Konzepts" zur 
Kenntnis. Herr Schmidt sagt den Mitgliedern zu, noch vergleichende Daten zu den bisherigen 
Höchstgrenzen zur Verfügung zu stellen.  
 

zu 6 Verschiedenes 

 

Es liegen keine Themen zu diesem TOP vor. 
 

 
 
Marburg, 14.06.2018 
 
 
 
Roland Böhm 
Vorsitzender 

Peter Schmidt 
Protokoll 

 


